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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
11.01.2023 

HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Hauptamtliche Stellen für Ansprechpersonen gleichgeschlechtlich Liebender (AgL) 
 
Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  03 81   Bezeichnung Polizeibehörden 

Produktnummer  001 - 999 Bezeichnung Alle Produkte 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
                  

14 Summe Aufwendungen                   

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben 1.996.941.700 177.180 1.997.118.880 
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge                   

14 Summe Aufwendungen                   

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben 2.055.860.700 354.300 2.056.215.000 

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
Es sollen 7 Stellen (A10) geschaffen werden. 
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Ansprechpersonen für gleichgeschlechtlich Liebende kümmern sich innerhalb der Polizei um die Belange von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, trans*, interge-schlechtlichen und queeren Menschen und sind Ansprechpersonen für Bürger*innen. 
So beraten und unterstützen diese Opfer von LSBT*IQ-feindlichen Straftaten. Zudem führen sie auch Schulungen innerhalb 
der Polizei durch. Es sollen zwei hauptamtliche Stellen an jedem Polizeipräsidium aufgebaut werden.  
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 10.01.2023 
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Günter Rudolph 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


